Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1419 


Antrag 

der Abgeordneten Roser, Dr. Martin, Röhner, 
Dr. Probst, Dr. Schneider (Nürnberg), Niegel 
und Genossen 


betr. soziale Lage der verheirateten Studenten 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

bis zum 1. Mai 1971 einen Bericht über die soziale Lage der 

verheirateten Studenten vorzulegen, in dem folgende Bereiche 

schwerpunktmäßig bevorzugt dargestellt werden sollen: 

1. Statistische Angaben über Alter, Zahl und Partner der ver- 
heirateten Studenten, über die Zahl der Kinder, die durch- 
schnittliche Studiendauer im Vergleich zu unverheirateten 
Studenten, die regionale Streuung der Studentenfamilien. 

2. Statistische Darstellung der Entwicklung der Studenten- 
ehen insbesondere in den Jahren von 1965 bis 1970 mit dem 
Ziel, die Möglichkeit einer Hochrechnung der bisherigen 
Entwicklung bis zum Jahre 1980 zu überprüfen. 

3. Umfassender Überblick über die finanzielle Ausstattung 
der verheirateten Studenten: 

a) Darstellung von Richtlinien und Praxis der öffentlichen 
Förderungseinrichtungen und -arten für verheiratete 
Studenten (Vergleich auch hierüber mit den unverhei- 
rateten Studenten), 

b) Darstellung des Unterhalts verheirateter Studenten sei- 
tens der Eltern, seitens der Ehegatten, seitens Dritter, 
seitens privater bzw. staatlicher Förderungseinrichtun- 
gen. 

4. Darstellung der Wohnungssituation der verheirateten Stu- 
denten: 

a) Wie viele der verheirateten Studenten wohnen in staat- 
lich geförderten Wohnheimen? 
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b) Wieviel Wohnraum (Quadratmeter) steht den verhei- 
rateten Studenten zur Verfügung? 

c) Welche Beträge wurden speziell für Wohnungen für 
verheiratete Studenten seit 1965 pro Jahr aufgewendet? 

5. Darstellung der Folgerungen, die die Bundesregierung aus 
dem Ansteigen der Verheiratetenquote und der sozialen 
wie finanziellen Situation gezogen hat, unter besonderer 
Berücksichtigung folgender Fragen: 

a) Wie gedenkt die Bundesregierung die soziale Lage der 
Studentenfamilien zu verbessern? 

b) Hat die Bundesregierung Planungen und Berechnungen 
für den Bau von W^ohnungen für verheiratete Studenten 
vorbereitet und gegebenenfalls welche? 

c) Beabsichtigt die Bundesregierung Folgeeinrichtungen 
(zum Beispiel Kindergärten, Kinderkrippen etc.) beson- 
ders zu fördern und gegebenenfalls auf welche Weise 
und in welchem Umfang? 

d) Welche Mittel hat die Bundesregierung zur Lösung der 
hier genannten Probleme für das Jahr 1971 und die fol- 
genden in Aussicht genommen? 


Bonn, den 12. November 1970 
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Begründung 

Die jüngsten Erkenntnisse über die soziale und finanzielle 
Lage der verheirateten Studenten stammen aus dem Jahre 1967/ 
1968. Untersuchungen der gegenwärtigen Lage, angestellt von 
den Allgemeinen Studentenausschüssen und anderen, haben 
ergeben, daß verheiratete Studenten im Vergleich zu ihren 
unverheirateten Kommilitonen erheblich schlechter gestellt 
sind. Dies geht im wesentlichen auf zwei Ursachen zurück: 

Erstens, verheiratete Studenten werden im Studentenwohn- 
heimbau kaum oder überhaupt nicht berücksichtigt; zweitens, 
die verheirateten Studenten sind durch die sogenannten Ver- 
heiratetenklauseln im Bundeskindergeldgesetz und anderen 
Gesetzen des Beihilfewesens finanziell schlechter gestellt. — 
Diese Schlechterstellung der verheirateten Studenten bewirkt 
neben der Begünstigung sogenannter „wilder Ehen" in vielen 
Fallen vor allem auch eine Verlängerung der Studienzeiten, 
bedingt durch den Zwang, neben dem Studium für den finanziel- 
len Unterhalt sorgen zu müssen. 

Sinn des beantragten Berichtes ist es, eine brauchbare Grund- 
lage für eine Verbesserung der sozialen und finanziellen Lage 
der verheirateten Studenten zu schaffen. So gesehen könnte er 
in den von der Bundesregierung zu erstellenden Bildungsge- 
samtplan eingebracht und in der Folge fortgeschrieben werden. 
VvVgen der Dringlichkeit des Problems und der Untragbarkeit 
der derzeitigen Situation wird dieser Antrag jetzt und gesondert 
cingebracht. 


3 



